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Die Kontrolle der Wirtschaftlichkeit der öffentlichen Verwaltung ist in Zeiten leerer Kassen wichtigen denn je. Das Buch von Andreas Bösl bringt dem Praktiker daher zur richtigen Zeit eine Fülle fundierter Anregungen - etwa die, über Eigenverantwortung, Normal- statt Übersteuerung, Grob- statt Feinsteuerung, Output- statt Inputsteuerung, Steuerung nicht über Mitteleinsatz, sondern über Ergebnisvorgabe und eine Kosten- und Leistungsrechnung auf der Grundlage kaufmännischer Buchführung und Bilanzierung Wirtschaftlichkeit zu erreichen.

Der gerade in den Kommunen vorherrschenden Verantwortungsvermischung zwischen Politik und Verwaltung setzt Bösl eine klare Aufteilung entgegen: Der Gemeinderat muss Ziele setzen und Leistungsaufträge erteilen, die Umsetzung aber der Verwaltung überlassen und die Wirtschaftlichkeit kontrollieren. Dazu fordert Bösl eine Kostenrechnung mit kalku-latorischen Abschreibungen, Zinsen, Wagnissen und Mieten, mit Schlüsselung von Gemein-kosten, Umlageverfahren und internen Leistungsverrechnungen.

Als besonders wichtig sieht er eine umfassende Bilanzierung, wie bei einem Konzern, mit der dadurch möglichen Zusammenschau an. In diesen kaufmännischen Jahres-Gesamtab-schluss haben die Eigengesellschaften, die Eigenbetriebe, die wie Eigenbetriebe geführten Unterneh​men (Stadtentwässerungswerke, optimierte Regiebetriebe u. ä.), d.h. alle selbstständigen Organisationseinheiten mit bereits bisher eigener, gesonderter kaufmännischer Rechnungslegung, einzugehen. Ihre laufenden Einnahmen und Ausgaben, ihr Vermögen und ihre Schulden werden allerdings nicht im Rechnungswesen der Kernverwaltung ausgewiesen.

Vorher muss ein allumfassendes Inventar mit (zeitgerechter) Einzelerfassung und Einzel-bewertung aller Vermögensgegenstände und Schulden aufgestellt und zu einer Eröffnungsbilanz zusammengefasst werden (mit immateriellen Wirtschaftsgütern, Sach- und Finanzanlagen, mit Umlaufvermögen einschließlich Vorräten sowie Abgrenzungsposten auf der Aktivseite abzüglich Rückstellungen, Verbindlichkeiten und Abgrenzungsposten auf der Aktivseite abzüglich Rückstellungen, Verbindlichkeiten und Abgrenzungsposten auf der Passivseite), so dass sich als Differenzbetrag schließlich das Eigenkapital ergibt, das Bösl in einen „starren Anteil“ als festgesetztes Kapital und in einen „beweglichen Anteil“ als Kapitalrücklage aufteilt.

Ein besonderes Augenmerk widmet das Buch den Rückstellungen - nicht nur den bekannten für Pensionen, drohende Verluste aus schwe​benden Geschäften, Jahresabschluss- und Prüfungskosten oder für Prozesskosten, sondern mit wachsender Bedeutung für unterlassene Instandhaltungen, die wegen knapper Haushaltsmittel unterbleiben mussten, und für Rekultivierungs- sowie ähnliche Verpflichtungen.

Bösl berücksichtigt dabei immer die unterschiedlichen Ebenen, Aufgaben und Strukturen der Verwaltung, die nicht mit einem einheitlichen Schema erfasst werden können. Für die Reformvorschläge fordert Bösl praktische Testläufe unter Befreiung von behindernden Vorschriften.
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Während viele Gemeinden versuchen, eine Kostenrechnung von den kameralistischen Zahlen abzuleiten, empfiehlt Bösl Aufwandskonten einer kaufmännischen Buchführung. Er fordert dazu einen allgemeinverbindlichen Kontenrahmen für die kaufmännische Buchführung ein​schließlich Kostenstellen-Kosten, so wie es bereits spezielle Kontenrahmen für die Industrie, Versorgungs- und Verkehrsbetriebe, Krankenhäuser, Pflegeeinrichtungen etc. gibt - mit Vereinfachungsregelungen für kleine und mittelgroße Verwaltungen. Bösl fordert sogar kommunale Buchführungsvorschriften, die im Zusammenhang mit den Kostenstellenkonten Bestimmungen zur Kosten- und Leistungsrechnung enthalten, wie z.B. Buchführungsverordnungen für die Krankenhäuser oder Pflegeeinrichtungen (die ihrerseits auch auf dem 3. Buch, l. und 2. Abschnitt HGB beruhen), verbunden mit ausreichenden amtlichen Erläuterungen.

Auf dieser Grundlage will Bösl zu einem interkommunalen Wirtschaftlichkeitsvergleich kommen, bei dem den Gemeinden Vergleichszahlen anderer (nur mit einer Kenn-Nummer aufgeführten) Kommunen zur Verfügung gestellt werden.

Neben den praktischen Vorschlägen behandelt Bösl theoretische Grundlagen sowie die rechtlichen Möglichkeiten der Kommunen, gegen Anordnungen der Rechtsaufsichtsbehörde, Beanstandung und das Verlangen nach Art. 112 Satz 1 GO sowie gegen Ersatzvornahme gemäß Art. 113 Satz 1 GO rechtlich vorzugehen.

Ferner enthält das Buch Empfehlungen für die Auswahl externer Berater.
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